
 

  

S 28 KR 704/16

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Krankenversicherung

Voraussetzungen für Mutter-Kind-
Maßnahme mit Kinderbegleitung

Leitsätze 1. Versicherte Mütter haben gegen ihre
Krankenkasse Anspruch auf eine
beantragte Mutter-Kind-Maßnahme mit
Kinderbegleitung, wenn sie der
medizinischen Vorsorge bedürfen und die
Mitnahme der Begleitkinder den Zweck
der Maßnahme nicht gefährdet.
2. Der Anspruch auf eine Mutter-Kind-
Maßnahme setzt nicht voraus, dass
Begleitkinder versichert sind.

Normenkette SGB V § 23 Abs 5 S 1 F: 1999-12-22
SGB V § 24 Abs 1 S 1 Halbs 1 F:
2007-03-26
SGB V § 24 Abs 1 S 1 Halbs 2 F:
2007-03-26
SGB V § 24 Abs 1 S 2 F: 2002-07-26

1. Instanz

Aktenzeichen S 28 KR 704/16
Datum 24.01.2017

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 130/17
Datum 07.12.2017

3. Instanz

Datum 28.05.2019

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-
Westfalen vom 7. Dezember 2017 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte trÃ¤gt die
Kosten des Revisionsverfahrens.
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GrÃ¼nde:

I

1

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer Mutter-Kind-MaÃ�nahme fÃ¼r
die KlÃ¤gerin und ihre beiden Kinder.

2

Die bei der beklagten Krankenkasse (KK) versicherte KlÃ¤gerin ist Mutter zweier
2009 und 2012 geborener Kinder, die nach ihrem beamteten Vater, dem Ehemann
der KlÃ¤gerin, gemÃ¤Ã� nordrhein-westfÃ¤lischem Beihilferecht
berÃ¼cksichtigungsfÃ¤hige AngehÃ¶rige und ergÃ¤nzend in der privaten
Krankenversicherung versichert sind. Die KlÃ¤gerin beantragte fÃ¼r sich eine
dreiwÃ¶chige stationÃ¤re Mutter-Kind-MaÃ�nahme in Begleitung ihrer beiden
Kinder in einer Einrichtung des MÃ¼ttergenesungswerks (23.2.2016). Die Beklagte
bewilligte der KlÃ¤gerin eine stationÃ¤re Vorsorgeleistung, lehnte es aber ab, die
Kosten der Mitaufnahme der Kinder in der Einrichtung zu tragen, weil die Kinder
nicht in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) versichert sind (Bescheid vom
7.3.2016, Widerspruchsbescheid vom 28.4.2016). Das SG hat die Klage abgewiesen
(Urteil vom 24.1.2017). Das LSG hat das vorinstanzliche Urteil aufgehoben, die
Verwaltungsentscheidung abgeÃ¤ndert und die Beklagte verpflichtet, Ã¼ber die
Bewilligung der MaÃ�nahme als Mutter-Kind-MaÃ�nahme unter Beachtung der
Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden. Hierzu hat es ua ausgefÃ¼hrt,
die KlÃ¤gerin erfÃ¼lle die versicherungsrechtlichen und medizinischen
Voraussetzungen. Es sei fÃ¼r den Anspruch der KlÃ¤gerin auf GewÃ¤hrung einer
Mutter-Kind-MaÃ�nahme unerheblich, dass ihre Kinder nicht in der GKV versichert
seien (Urteil vom 7.12.2017).

3

Die Beteiligten haben im Revisionsverfahren auf gerichtlichen Vorschlag zur
teilweisen Erledigung des Rechtsstreits einen Vergleich geschlossen.

4

Die Beklagte rÃ¼gt mit ihrer Revision die Verletzung des Â§ 24 Abs 1 und 2 SGB V
iVm Â§ 23 Abs 1 und 2 SGB V. Â§ 24 Abs 1 S 1 Halbs 2 SGB V beinhalte keinen
Leistungsanspruch auf eine Mutter-Kind-MaÃ�nahme, wenn nicht auch die Kinder in
der GKV versichert seien. Die Mitaufnahme von Kindern sei keine notwendige
akzessorische Nebenleistung.

5

Die Beklagte beantragt,
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das Urteil des Landessozialgerichts Nordrhein-Westfalen vom 7. Dezember 2017
aufzuheben und die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts
Gelsenkirchen vom 24. Januar 2017 zurÃ¼ckzuweisen.

6

Die KlÃ¤gerin beantragt,

die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

7

Sie hÃ¤lt das angegriffene Urteil fÃ¼r zutreffend.

II

8

Die zulÃ¤ssige Revision der Beklagten ist unbegrÃ¼ndet (Â§ 170 Abs 1 S 1 SGG).
Die Beklagte greift mit ihrer Revision das LSG-Urteil an, um die Abweisung der
Klage mangels Versicherung der beiden SÃ¶hne der KlÃ¤gerin in der GKV zu
erreichen. Die Beklagte sieht sich allein durch die vom Bescheidungstenor des
Berufungsurteils erfasste Rechtsauffassung des LSG beschwert, dass der Anspruch
der KlÃ¤gerin auf eine Mutter-Kind-MaÃ�nahme nicht von einer Versicherung ihrer
beiden Kinder in der GKV abhÃ¤ngt (vgl zur beteiligtenbezogenen Teilrechtskraft bei
Bescheidungsurteilen zB BSGE 112, 156 = SozR 4-2500 Â§ 114 Nr 1, RdNr 15; BSG 
SozR 4-1500 Â§ 141 Nr 1 RdNr 22; BSGE 88, 215, 225 = SozR 3-3300 Â§ 9 Nr 1 S 11;
BVerwGE 84, 157, 164 = NJW 1990, 2700, 2702 mwN; s ferner BVerwG Urteil vom
27.1.1995 â�� 8 C 8/93 â�� NJW 1996, 737, 738 = FEVS 45, 414, 417 f). Aufgrund
des wirksamen Teilvergleichs steht fest, dass die Beklagte der KlÃ¤gerin eine
Mutter-Kind-MaÃ�nahme unter Einbeziehung ihrer beider SÃ¶hne zu gewÃ¤hren
hat, wenn es hierfÃ¼r deren Versicherung in der GKV nicht bedarf. Das LSG hat
insoweit zu Recht das SG-Urteil aufgehoben. Die zulÃ¤ssige kombinierte
Anfechtungs- und Verpflichtungsklage (dazu 1.) ist unter Einbeziehung des
Teilvergleichs begrÃ¼ndet. Die angegriffene Verwaltungsentscheidung der
Beklagten verletzt die KlÃ¤gerin in ihren Rechten. Zu Unrecht lehnte die Beklagte
die beantragte Mutter-Kind-MaÃ�nahme wegen der fehlenden Versicherung der
Kinder der KlÃ¤gerin in der GKV ab (dazu 2.).

9

1. Die KlÃ¤gerin verfolgt ihren Anspruch auf Versorgung mit einer Mutter-Kind-
MaÃ�nahme fÃ¼r sich als zu behandelnde Versicherte in Begleitung ihrer beiden
Kinder zulÃ¤ssig im Wege der kombinierten Anfechtungs- und Verpflichtungsklage
(vgl Â§ 54 Abs 1 SGG). Die Regelungen der Leistungen der medizinischen Vorsorge
fÃ¼r MÃ¼tter und VÃ¤ter geben den in der GKV versicherten MÃ¼ttern und
VÃ¤tern einen Rechtsanspruch auf zwei typisierte, jeweils als eigenstÃ¤ndige
Gesamtleistung konzipierte Vorsorgeleistungen: Leistungen in einer Einrichtung des
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MÃ¼ttergenesungswerks sowie Leistungen in einer gleichartigen Einrichtung jeweils
ohne Begleitung von Kindern (1) sowie Versorgung mit einer Mutter- oder Vater-
Kind-MaÃ�nahme (2) mit Kinderbegleitung (Â§ 24 Abs 1 S 1 Halbs 1 und 2 SGB V idF
durch Art 1 Nr 15 Buchst a DBuchst aa Gesetz zur StÃ¤rkung des Wettbewerbs in
der gesetzlichen Krankenversicherung â�� GKV-WettbewerbsstÃ¤rkungsgesetz â��
GKV-WSG â�� vom 26.3.2007, BGBl I 378, mWv 1.4.2007 iVm Â§ 24 Abs 1 S 2 SGB
V idF durch Art 1 Nr 1 Buchst b DBuchst aa Gesetz zur Verbesserung der Vorsorge
und Rehabilitation fÃ¼r MÃ¼tter und VÃ¤ter (11. SGB V-Ã�nderungsgesetz) vom
26.7.2002, BGBl I 2874). Eine Elternteil-Kind-MaÃ�nahme ist eine gegenÃ¼ber der
Leistung medizinischer Vorsorge fÃ¼r MÃ¼tter und VÃ¤ter ohne Begleitung von
Kindern gleichgestellte, nicht nur subsidiÃ¤re Leistungsart (aA wohl SchÃ¼tze in
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 3. Aufl 2016, Â§ 24 RdNr 24, Leistung nach Â§ 24
Abs 1 S 1 Halbs 1 SGB V sei Grundleistung). Der Anspruch auf Versorgung mit jeder
dieser Leistungsarten (iS des Â§ 23 Abs 5 S 1 SGB V) ist dem Grunde nach als
Pflichtleistung (Â§ 38 SGB I) ausgestaltet. Dass die Leistung in Form einer Mutter-
Kind-MaÃ�nahme erbracht werden "kann", bezeichnet im Sinne eines "Kompetenz-
Kann" seit dem GKV-WSG nur noch die rechtliche Befugnis der KK, eine solche
Leistung als Bestandteil des GKV-Leistungskatalogs zu bewilligen (vgl zum Anspruch
auf diese Leistung Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD eines GKV-
WSG, BT-Drucks 16/3100 S 101). Die KK hat Ermessen unter BerÃ¼cksichtigung des
Wunsch- und Wahlrechts der Leistungsberechtigten nur hinsichtlich Ort, Dauer,
Umfang, Beginn und DurchfÃ¼hrung der Leistungen (Â§ 24 Abs 2 iVm Â§ 23 Abs 5 S
1 SGB V), nicht aber hinsichtlich der Art der Leistung. Die Beklagte lehnte die von
der KlÃ¤gerin beantragte Leistung "Versorgung mit einer Mutter-Kind-MaÃ�nahme"
durch Verwaltungsakt ab.

10

2. Die Entscheidung des LSG, die beantragte Mutter-Kind-MaÃ�nahme setze nicht
die Versicherung der Kinder der KlÃ¤gerin in der GKV voraus, verletzt kein revisibles
Recht. Die KlÃ¤gerin hat Anspruch auf eine Mutter-Kind-MaÃ�nahme, obwohl ihre
Kinder nicht in der GKV versichert sind. Der Anspruch auf eine Mutter-Kind-
MaÃ�nahme (Â§ 24 Abs 1 S 1 Halbs 2 SGB V) setzt nicht voraus, dass Begleitkinder
der Mutter versichert sind. Es ist notwendig, aber auch ausreichend, dass lediglich
die betroffene Mutter versichert ist wie hier die KlÃ¤gerin bei der Beklagten. Dies
folgt aus Wortlaut (dazu a), Zweck der Norm (dazu b), Entwicklungsgeschichte
(dazu c) und Regelungssystem (dazu d).

11

a) Anspruchsberechtigte sind fÃ¼r jeden der zwei Leistungstypen der medizinischen
Vorsorge fÃ¼r MÃ¼tter und VÃ¤ter nach dem klaren Gesetzeswortlaut allein
MÃ¼tter und VÃ¤ter. Sie mÃ¼ssen versichert sein. Bereits die amtliche Ã�berschrift
der Regelung zeigt, dass der Anspruch nur die "Medizinische Vorsorge fÃ¼r
MÃ¼tter und VÃ¤ter" betrifft. Nach dem hieran unmittelbar anknÃ¼pfenden
Wortlaut haben "Versicherte Anspruch auf aus medizinischen GrÃ¼nden
erforderliche Vorsorgeleistungen in einer Einrichtung des MÃ¼ttergenesungswerks
oder einer gleichartigen Einrichtung" (vgl Â§ 24 Abs 1 S 1 Halbs 1 SGB V und hierzu
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BSG Beschluss vom 18.7.2006 â�� B 1 KR 62/06 B â�� Juris RdNr 5). Die PrÃ¤gung
als Anspruch Versicherter, die als Mutter oder als Vater medizinisch erforderliche
Vorsorgeleistungen benÃ¶tigen, gab dem 11. SGB V-Ã�nderungsgesetz in der
Langfassung seinen Namen: "Gesetz zur Verbesserung der Vorsorge und
Rehabilitation fÃ¼r MÃ¼tter und VÃ¤ter". Es bezog ausdrÃ¼cklich neben den
MÃ¼ttern die VÃ¤ter als in der GKV Versicherte in den Kreis der
Anspruchsberechtigten einer Elternteil-Kind-MaÃ�nahme ein (vgl Â§ 24 Abs 1 S 2
SGB V idF durch Art 1 Nr 1 Buchst b DBuchst aa 11. SGB V-Ã�nderungsgesetz vom
26.7.2002, BGBl I 2874).

12

b) Es entspricht auch dem Regelungszweck der Versicherungsleistung "Mutter- oder
Vater-Kind-MaÃ�nahme", den Gesamtanspruch des versicherten Elternteils nicht
zusÃ¤tzlich von der Versicherung der Begleitkinder in der GKV abhÃ¤ngig zu
machen. Zweck des Anspruchs auf medizinische Vorsorge fÃ¼r MÃ¼tter ist die
MÃ¼ttergenesung (entsprechend VÃ¤tergenesung), nicht die "Kindergenesung".
Die Mitaufnahme der Kinder in die Einrichtung ist Annex zur medizinischen Vorsorge
um der Mutter (des Vaters) willen, Mittel zum Zweck, nicht aber Selbstzweck iS
einer eigenstÃ¤ndigen, den Kindern gewÃ¤hrten Leistung. Diese spezifische
Begleitpersonen-Regelung soll der Mutter (dem Vater) den Zugang zu den
medizinischen Vorsorgeleistungen ermÃ¶glichen oder ihre Entscheidung dafÃ¼r
erleichtern. Sie hilft, familiÃ¤re Hemmnisse aufgrund der Kinderbetreuung zu
Ã¼berwinden, die einer Teilnahme des betroffenen Elternteils an der stationÃ¤ren
Vorsorgeleistung entgegenstehen. Hierzu begrÃ¼ndet sie geeignete soziale
Rahmenbedingungen fÃ¼r die Teilnahme des Elternteils an der MaÃ�nahme.
Dementsprechend erfordert die Einbeziehung der Kinder keine weitergehende
PrÃ¼fung der sozialen Situation im Einzelfall, sondern lediglich die AbklÃ¤rung,
dass die Mitnahme der Kinder den MaÃ�nahmezweck nicht gefÃ¤hrdet. Der Zweck
der medizinischen Vorsorgeleistung wÃ¼rde nicht fÃ¼r alle betroffenen
Versicherten erreicht, wenn der Zugang auf Versicherte beschrÃ¤nkt wÃ¼rde,
deren Kinder in der GKV versichert sind.

13

c) Auch die historische Entwicklung bestÃ¤tigt, dass es nur um AnsprÃ¼che GKV-
versicherter MÃ¼tter und VÃ¤ter auf stationÃ¤re Vorsorgeleistungen in
Einrichtungen des MÃ¼ttergenesungswerks oder anderen gleichartigen
Einrichtungen geht, nicht aber um eigenstÃ¤ndige AnsprÃ¼che ihrer sie
begleitenden Kinder, die deren Versicherung in der GKV bedingten. Wegbereiter von
MÃ¼tterkuren war die 1950 gegrÃ¼ndete Elly Heuss-Knapp-Stiftung Deutsches
MÃ¼ttergenesungswerk (vgl Zuleeg, Berichte, Dokumente, Zahlen â�� 40 Jahre
Deutsches MÃ¼ttergenesungswerk, in RsDE Heft 11 (1990), S 55). Â§ 2 der Satzung
der Elly Heuss-Knapp-Stiftung Deutsches MÃ¼ttergenesungswerk sah und sieht als
Stiftungszweck vor, dass die Stiftung ausschlieÃ�lich und unmittelbar
gemeinnÃ¼tzige und mildtÃ¤tige Zwecke durch FÃ¶rderung der MÃ¼ttergenesung
verfolgt. Mutter-Kind-Kuren wurden in nennenswertem Umfang erst in den 1980er
Jahren in das Leistungsspektrum der Einrichtungen des MÃ¼ttergenesungswerks
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aufgenommen (vgl www.muettergenesungswerk.de/unsere-geschichte.html). Zuvor
gab es nur MÃ¼tterkuren. Erst in den 1990er Jahren nahm die Zahl der Mutter-Kind-
Kuren immer mehr zu (vgl dazu Collatz ua, EffektivitÃ¤t, Bedarf und
Inanspruchnahme von medizinischen und psychosozialen Versorgungseinrichtungen
fÃ¼r Frauen und MÃ¼tter mit Kindern â�� Der Beitrag von MÃ¼tterkuren zur
Frauengesundheit -, 1996, 124 f).

14

Die zum 1.1.1989 in Kraft getretene Regelung der "Vorsorgekuren fÃ¼r MÃ¼tter"
(amtliche Ã�berschrift) griff erstmals ausdrÃ¼cklich diese seit 1950 aufgebauten
Strukturen auf und ermÃ¶glichte solche Leistungen fÃ¼r versicherte MÃ¼tter (vgl 
Â§ 24 SGB V idF des Art 1 Gesetz zur Strukturreform im Gesundheitswesen â��
Gesundheits-Reformgesetz â�� GRG â�� vom 20.12.1988, BGBl I 2477; Bericht des
Ausschusses fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung (11. Ausschuss), BT-Drucks 11/3480 S
51: "Die geÃ¤nderte Ã�berschrift verdeutlicht den Inhalt der Vorschrift."). Danach
konnte die Satzung der KK vorsehen, dass die Kosten der Vorsorge- und
RehabilitationsmaÃ�nahmen fÃ¼r MÃ¼tter in Einrichtungen des
MÃ¼ttergenesungswerks oder gleichartigen Einrichtungen voll Ã¼bernommen
wurden oder nur ein Zuschuss gezahlt wurde. Die Vorsorgekuren fÃ¼r MÃ¼tter
waren als eine Gesamtleistung eigener Art ausgestaltet, die nicht nach
medizinischen Leistungen und Ã¼brigen Kosten unterscheidet (vgl Bericht des
Ausschusses fÃ¼r Arbeit und Sozialordnung zum GRG-Entwurf, BT-Drucks 11/3480
S 51). Diese Gesamtleistung sollte, ohne dass dies im Gesetzeswortlaut zum
Ausdruck kam, nach den Gesetzesmaterialien auch als Mutter-Kind-Kur erbracht
werden kÃ¶nnen (vgl Entwurf der Fraktionen der CDU/CSU und FDP eines GRG, BT-
Drucks 11/2237 S 169; vgl auch Gemeinsame Rahmenempfehlungen zur
DurchfÃ¼hrung von Vorsorgekuren fÃ¼r MÃ¼tter und MÃ¼ttergenesungskuren,
DOK 1990, 744, 745 (Abschn 2.2) und 748 (Abschn 8.3)). Von einer Versicherung
der Begleitkinder als Leistungsvoraussetzung war dabei keine Rede. Hierbei
verblieb es auch, als der Gesetzgeber ausdrÃ¼cklich Mutter-Kind-MaÃ�nahmen in
die Regelung einbezog (vgl Â§ 24 Abs 1 S 1 Halbs 2 SGB V und hierzu BegrÃ¼ndung
des Entwurfs der Fraktionen SPD und BÃ�NDNIS 90/DIE GRÃ�NEN eines Gesetzes
zur GKV-Gesundheitsreform 2000, BT-Drucks 14/1245 S 64). Gleiches galt, als das
Gesetz auch Vater-Kind-MaÃ�nahmen als eigenstÃ¤ndige Leistungsart regelte (vgl 
Â§ 24 Abs 1 S 2 SGB V und hierzu Bericht des Ausschusses fÃ¼r Gesundheit (14.
Ausschuss), BT-Drucks 14/9611 S 2). Der Gesetzgeber wollte hierbei die
versicherten MÃ¼tter und VÃ¤ter nicht mit anteiligen Kosten belasten und die bis
dahin rechtlich mÃ¶gliche Teilfinanzierung der als Satzungsleistungen gewÃ¤hrten
MaÃ�nahmen abschaffen. Er bezweckte, die Vollfinanzierung der Leistungen in
Einrichtungen des MÃ¼ttergenesungswerks und gleichartigen Einrichtungen zu
erreichen (vgl BegrÃ¼ndung des Entwurfs der Fraktionen SPD und BÃ�NDNIS
90/DIE GRÃ�NEN eines Gesetzes zur Verbesserung der Vorsorge und Rehabilitation
fÃ¼r MÃ¼tter, BT-Drucks 14/9035 S 4). Der Gesetzgeber behielt schlieÃ�lich die
Konzeption eines Anspruchs lediglich der versicherten MÃ¼tter oder VÃ¤ter unter
Einbeziehung der Begleitkinder als Annex zur medizinischen Vorsorge um des
versicherten Elternteils willen auch bei, als er die Leistungen der Mutter-Vater-Kind-
MaÃ�nahmen von Ermessens- in Pflichtleistungen Ã¼berfÃ¼hrte (vgl BegrÃ¼ndung
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des Entwurfs eines GKV-WSG der Fraktionen der CDU/CSU und SPD, BT-Drucks
16/3100 S 101 Zu Nummer 15 (Â§ 24) Zu Doppelbuchstabe aa).

15

d) SchlieÃ�lich spricht das Regelungssystem dafÃ¼r, dass der Anspruch auf
"Medizinische Vorsorge fÃ¼r MÃ¼tter und VÃ¤ter" nicht die Versicherung von
Begleitkindern in der GKV voraussetzt. Rechtssystematisch sind die Kinder in die
"Mutter- oder Vater-Kind-MaÃ�nahmen" im Sinne einer sozialen ErgÃ¤nzung
einbezogen, einem Leistungsannex, um der Mutter (dem Vater) die Teilnahme an
der MaÃ�nahme zu ermÃ¶glichen oder zu erleichtern. Es geht hierbei gerade nicht
um eine stationÃ¤re Vorsorgeleistung fÃ¼r Kinder, die systemgerecht â�� wie
allgemein bei dem Anspruch auf medizinische Vorsorgeleistungen â�� voraussetzt,
dass die Kinder selbst in der GKV versichert sind (vgl Â§ 23 Abs 1 iVm Abs 4 und 5
SGB V). Auch andere entsprechende Regelungen erfordern nicht, dass die den
Bedarf im sozialen Kontext begrÃ¼ndende Person selbst in der GKV versichert sein
muss. Wie die Mitnahme von Begleitkindern "Elternteil-Kind-MaÃ�nahmen"
ermÃ¶glichen soll, soll die Regelung des Anspruchs auf Haushaltshilfe als sozialer
Leistungsannex ua medizinische VorsorgemaÃ�nahmen fÃ¼r MÃ¼tter oder VÃ¤ter
ohne Begleitkind ermÃ¶glichen, nicht etwa "Elternteil-Kind-MaÃ�nahmen"
verhindern (vgl Â§ 38 SGB V). Es genÃ¼gt auch fÃ¼r den Anspruch auf
Haushaltshilfe, dass ein Kind im Haushalt lebt, das typisierend den Bedarf
begrÃ¼ndet, ohne dass es versichert sein muss (vgl Â§ 38 Abs 1 S 2 SGB V, allg
Meinung, vgl zB Hellweg in Orlowski/Remmert, SGB V, Stand Mai 2019, Â§ 38 RdNr
17; Luthe in Hauck/Noftz, SGB V, Stand Juni 2018, Â§ 38 RdNr 37 ff; Nolte in
Kasseler Komm, Stand Dezember 2018, Â§ 38 SGB V RdNr 22; PadÃ© in
Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB V, 3. Aufl 2016, Â§ 38 RdNr 25; Wagner in Krauskopf,
SGB V, Stand November 2018, Â§ 38 RdNr 14). Wollte der Gesetzgeber in solchen
FÃ¤llen das Erfordernis einer GKV-Versicherung der bedarfsauslÃ¶senden Kinder als
zusÃ¤tzliche Voraussetzung regeln, mÃ¼sste er dies hinreichend verdeutlichen.
Davon hat er bei "Mutter- oder Vater-Kind-MaÃ�nahmen" ebenso wie bei der
Haushaltshilfe abgesehen. Soweit "Gemeinsame Rahmenempfehlungen zur
DurchfÃ¼hrung von Vorsorgekuren fÃ¼r MÃ¼tter und MÃ¼ttergenesungskuren"
der SpitzenverbÃ¤nde der KKn und des Deutschen MÃ¼ttergenesungswerks mit
den angeschlossenen TrÃ¤gergruppen vom 1.10.1990 (DOK 1990, 744, 748, dort
unter 8.3) Abweichendes vorgeben, sind sie wegen des GesetzesverstoÃ�es
unbeachtlich.

16

3. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 19.03.2020

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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